Neufassung der Satzung iiber die Erhebung von Beitrigen fiir Ver-
kehrsanlagen
(Straflenbaubeitragssatzung)

Auf Grund des § 4 der Gemeindeordnung fiir den Freistaat Sachsen (SichsGemO) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 18.03.2003 (GVBI. S. 55, ber. S. 159) i.V.m. §§ 2 und 26 des Séchsi-
schen Kommunalabgabengesetzes (SachsKAG) in der Neufassung vom 26.08.2004 (GVBI.
S. 418) hat der Stadtrat der GroB8en Kreisstadt Oschatz in seiner Sitzung am 24.02.2005 folgende
Satzung beschlossen:

§ 1 Erhebungsgrundsatz

1) Die Stadt erhebt zur teilweisen Deckung ihres Aufwandes flir die Anschaffung, Herstellung
und den Ausbau (Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung) der in Threr Baulast stehenden
offentlichen Stralen, Wege und Plédtze (Verkehrsanlagen) Beitrdge nach Mal3gabe dieser Sat-
zung fiir Grundstiicke, denen durch die Moglichkeit der Inanspruchnahme dieser Verkehrsan-
lage Vorteile zuwachsen. Zu den Verkehrsanlagen gehdren auch Wohnwege, die aus tatsdch-
lichen oder rechtlichen Griinden nicht mit Kraftfahrzeugen befahren werden konnen und 6f-
fentliche Wirtschaftswege. Ausgenommen von der Beitragspflicht sind Stralen aul3erhalb der
geschlossenen Ortslage, die dem nachbarlichen Verkehr zwischen den Gemeinden bzw. dem
Anschluss an das weiterfiihrende Stralennetz dienen oder zu dienen bestimmt sind (Gemein-
deverbindungsstraf3en).

2) Fiir in der Baulast der Stadt stehende Immissionsschutzanlagen kann die Stadt Beitrdge auf-
grund besonderer Satzung erheben.

3) Die Absitze 1 und 2 gelten fiir die dort bezeichneten Mallnahmen nur, soweit fiir sie nicht Er-
schlieBungsbeitrige oder Ausgleichsbeitrige nach dem BauGB zu erheben sind.

§ 2 Beitragsfihiger Aufwand
1) Beitragsfahig ist insbesondere der Aufwand fiir

1. die Anschaffung von Verkehrsanlagen,
2. den Erwerb (einschl. Erwerbsnebenkosten) und die Freilegung der fiir die Herstellung, Er-
weiterung, Verbesserung und Erneuerung der Verkehrsanlagen benétigten Grundflachen,
3. den Wert der von der Stadt aus ihrem Vermdgen bereitgestellten Grundflaichen zum Zeit-
punkt der Bereitstellung,
4. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung
5. der Fahrbahn sowie von
6. Rinnen und Bordsteinen
7. Radwege
8. Gehwege
9. Beleuchtungseinrichtungen
10. Oberflichenentwisserungseinrichtungen
11. Béschungen, Schutz- und Stiitzmauern
12. unselbstdandigen Griinflichen



2) Der Aufwand fiir die Fahrbahnen der Ortsdurchfahrten von Bundes-, Staats- und Kreisstra3en
ist nur insoweit beitragsfahig, als sie breiter sind als die sich anschlieenden freien Strecken.

3) Nicht beitragsfahig ist der Aufwand fiir Briicken, Tunnel und Unterfiihrungen mit den dazu-
gehorigen Rampen sowie jeder Aufwand fiir Gemeindeverbindungsstraf3en.

§ 3 Ermittlung des beitragsfihigen Aufwandes

Der beitragsfihige Aufwand wird nach den tatsédchlichen Aufwendungen ermittelt.

§ 4 Anteil der Stadt am beitragsfihigen Aufwand
Die Stadt trigt den Teil des Aufwandes, der
a) nach MaBgabe des § 5 von ihr zu tragen ist (sog. Mehrbreitenaufwand und Gemeindeanteil)

b) bei der Verteilung des umlagefidhigen Aufwandes nach § 6 auf ihre Grundstiicke, Erbbaurech-
te und anderen dinglichen baulichen Nutzungsrechte entfallt.

§ 5 Straflenarten, anrechenbare Breiten, Anteil der Beitragspflichtigen

1) Die StraBBenarten, die anrechenbaren Breiten der Teilanlagen und der Anteil der Beitrags-
pflichtigen am beitragsfahigen Aufwand werden wie folgt festgesetzt:

Stralenart mit Teil- anrechenbare Brei- in sonstigen Bau- Anteil der Bei-
anlagen ten in Kern-, Ge- gebieten tragspflichtigen
werbe- u. In-
du-striegebieten

1. Anliegerstraen 45 v. H.
a) Fahrbahn 8,50 m 6,00 m
b) Radweg (einschl.
Sicherheitsstreifen) je 1,75 m je 1,75 m
c) Parkstreifen je 5,00 m je 5,00 m
d) Gehweg je 2,50 m je 2,50 m

e) unselbstindige
Griinflaichen mit

Bepflanzung je 2,00 m je 2,00 m
2. HaupterschlieBungs-
strallen 30 v. H.
a) Fahrbahn 8,50 m 7,00 m
f) Radweg (einschl.
Sicherheitsstreifen) je 1,75 m je 1,75 m
c) Parkstreifen je 5,00 m je 5,00 m
d) Gehweg je 2,50 m 712,50 m

g) unselbstindige Griin-



flichen mit Bepflan- je 2,00 m 7€ 2,00 m

zung
3. Hauptverkehrsstralen 15 v. H.
a) Fahrbahn 8,50 m 8,50 m
h) Radweg (einschl.

Sicherheitsstreifen) je 1,75 m je 1,75 m
c) Parkstreifen je 5,00 m je 5,00 m
d) Gehweg je 2,50 m je 2,50 m
1) unselbstindige Griin-

flichen mit Bepflan- je 2,00 m 7€ 2,00 m

zung

4. Wirtschaftswege 45v. H.

Wenn bei einer dem Anbau dienenden Verkehrsanlage ein oder zwei Gehwege oder Parkstreifen
fehlen, erhoht sich die anrechenbare Breite der Fahrbahn um je 1,50 m fiir fehlende Gehwege
und um je 2,50 m fiir fehlende Parkstreifen, falls und soweit auf der Fahrbahn eine Parkmoglich -
keit geboten wird. Bei Bundes-, Staats- und Kreisstralen beziehen sich die anrechenbaren Brei-
ten der Fahrbahn auf die Breite, die liber die beitragsfreie Fahrbahnbreite nach § 2 Abs. 2 hinaus-
geht.

2) Absatz 1 gilt fiir beplante und unbeplante Gebiete. Die in Absatz 1 genannten Breiten sind
Durchschnittsbreiten, der Aufwand fiir Wendeanlagen am Ende von Stichstra3en und Aufwei-
tungen im Bereich von Einmiindungen oder Abbiegespuren und dergleichen ist auch {iber die
in Absatz 1 festgelegten anrechenbaren Breiten hinaus beitragsfahig.

3) Fiir FuBBgéngergeschéftsstraBen, verkehrsberuhigte Bereiche, Pldtze und sonstige Fullgdnger-
straBen werden die anrechenbaren Breiten und die abwilzbaren Anteile am Aufwand fiir die
anrechenbaren Breiten im Einzelfall durch Satzung geregelt. Entsprechendes gilt fiir sonstige
Verkehrsanlagen, die von Absatz 1 nicht erfasst sind und in sonstigen Sonderféllen. Fullgén-
gerstral3en sind Stralen und Wege, die in ihrer ganzen Breite dem FuBlgéngerverkehr dienen,
auch wenn eine Nutzung fiir den Anliegerverkehr mit Kraftfahrzeugen moglich ist. Verkehrs-
beruhigte Bereiche sind StraBen und Wege, die als Mischfliche gestaltet sind und in ihrer
ganzen Breite von Fulligidngern und von Kraftfahrzeugen benutzt werden diirfen.

4) Im Sinne des Absatzes 1 gelten als
1. Anliegerstral3en

Straflen, die ausschlieBlich oder {iberwiegend der ErschlieBung der angrenzenden oder der
durch private Zuwegung mit ihnen verbundenen Grundstiicken dienen;

2. HaupterschlieBungsstra3en
Strallen, die weder liberwiegend der ErschlieBung der angrenzenden oder der durch private
Zuwegung mit ihnen verbundenen Grundstiicke noch tiiberwiegend dem iiberdrtlichen

Durchgangsverkehr dienen;

3. Hauptverkehrsstralen



StraBen (hauptsidchlich Bundes-, Staats- und Kreisstralen), die neben der ErschlieBung von
Grundstiicken und neben der Aufnahme von innerértlichem Durchgangsverkehr (Verkehr
innerhalb von Baugebieten oder innerhalb von im Zusammenhang bebauten Ortsteilen)
iiberwiegend dem tiberortlichen Durchgangsverkehr dienen;

5) Bei einseitig anbaubaren Verkehrsanlagen sind die anrechenbaren Breiten nach Absatz 1 fiir
Radwege, Parkstreifen, unselbstéindige Griinflichen und Gehwege nur entlang der bebauten
oder bebaubaren Grundstiicke anzusetzen. Die anrechenbare Breite der Fahrbahn nach
Absatz 1 ist bei einseitig anbaubaren StraBen und Wegen mit zwei Drittel, jedoch mindestens
mit der verkehrstechnisch erforderlichen Mindestbreite (6 m) zu berticksichtigen.

6) ErschlieBt eine Verkehrsanlage ganz oder in einzelnen Abschnitten auf einer Seite ein Kern-,
Gewerbe- oder Industriegebiet und auf der anderen Seite ein sonstiges Baugebiet und ergeben
sich dabei nach Absatz 1 unterschiedliche anrechenbare Breiten, so gilt fiir die gesamte Ver-
kehrsanlage die groBere Breite.

§ 6 Verteilung des umlagefahigen Aufwandes

Der umlagefahige Aufwand wird auf die Grundstiicke, denen durch die Inanspruchnahmemdg-
lichkeit der ausgebauten Verkehrsanlage Vorteile zuwachsen (erschlossene Grundstiicke), in
dem Verhiltnis verteilt, in dem die Nutzungsfldchen dieser Grundstiicke zueinander stehen. Die
Nutzungsfliche ergibt sich durch Vervielfachung der Grundstiickfldche (§ 7) mit dem Nutzungs-
faktor (§ 8).

§ 7 Grundstiicksfliche
1) Als Grundstiicksflache gilt
bei baulich oder gewerblich genutzten oder nutzbaren Grundstiicken,

a) im Bereich eines Bebauungsplanes, die Flache, die unter Beriicksichtigung des § 19 Abs. 1
SachsKAG der Ermittlung der zuldssigen Nutzung zugrunde zu legen ist,

b) die mit ihrer gesamten Fliche im unbeplanten Innenbereich (§ 34 BauGB) oder im Bereich
eines Bebauungsplanes, der die erforderlichen Festsetzungen nicht enthélt, liegen, die Fla-
che, die unter Beriicksichtigung des § 19 Abs. 1 SichsKAG der Ermittlung der zuldssigen
Nutzung zugrunde zu legen ist,

c¢) die teilweise in den unter Buchstabe a) oder b) beschriebenen Bereichen und teilweise im
AuBenbereich (§ 35 BauGB) liegen, die nach § 19 Abs. 1 SichsKAG maligebende Fliche,

d) die mit ihrer gesamten Fldche im AuBlenbereich (§ 35 BauGB) liegen, die nach § 19 Abs. 1
SachsKAG maBgebende Flache.

2) Die nach § 19 Absatz 1 SichsKAG vorgesehene Abgrenzung geschieht nach den Grundsitzen
fiir die grundbuchméBige Abschreibung von Teilflichen unter Beachtung der baurechtlichen
Vorschriften ohne die Moglichkeit der Ubernahme einer Baulast.
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Grundstiicke, die durch mehrere Verkehrsanlagen der gleichen Art (vgl. § 1 Abs. 1 und
Abs. 2) im Sinne des § 6 erschlossen werden, sind bei der Verteilung des umlagefihigen Auf-
wandes fiir die ausgebaute Verkehrsanlage nur mit 60 v. H. ihrer Grundstiicksfliche zu be-
riicksichtigen, sofern eine der anderen das Grundstiick erschlieBenden Anlagen bereits mit
dem programmgemail fertiggestellten Teileinrichtungen ausgestattet ist, die durch die abzu-
rechnende MafBinahme an der beitragsauslosenden Verkehrsanlage erstmals angelegt oder aus-
gebaut worden sind. Werden zwei ein Grundstiick erschlieBende Verkehrsanlagen der glei-
chen Art gleichzeitig ausgebaut, ist die Grundstiicksflache dieses Grundstiickes bei Vorliegen
der Voraussetzungen des Satzes 1 bei jedem Abrechnungsgebiet mit 80 v. H. anzusetzen. Die
Bestimmungen dieses Absatzes finden keine Anwendung auf Wirtschaftswege.

§ 8 Nutzungsfaktor

Der Nutzungsfaktor bemisst sich nach den Vorteilen, die den Grundstiicken nach Mafigabe
von Art und MaB ihrer zuldssigen Nutzung durch die Inanspruchnahmemoglichkeit der
Verkehrsanlage vermittelt werden. Bei baulicher Nutzungsmdglichkeit orientieren sich die
Vorteile an der Zahl der zuldssigen Geschosse. Als Geschosse gelten Vollgeschosse im
Sinne dieser Satzung. Vollgeschosse liegen vor, wenn die Deckenoberfliche im Mittel
mehr als 1,40 m iiber die Geldndeoberfliche hinausragt und sie iiber mindestens zwei Drit-
tel ihrer Grundflache eine lichte Hohe von mindestens 2,30 m haben. Geldndeoberflache
ist die Fliche, die sich aus der Baugenehmigung oder den Festsetzungen des Bebauungs-
plans ergibt, im Ubrigen die natiirliche Gelédndeoberfliche. Fiir Grundstiicke in Bebauungs-
plangebieten bestimmt sich das Vollgeschoss nach § 90 Abs. 2 Séchsische Bauordnung
(SachsBO).

Der Nutzungsfaktor betrigt:

. in den Féllen des § 12 Abs. 2 und § 13 Abs. 1 Satz3i. V. mit § 12 Abs.2 0,5
in den Féllen des § 12 Abs. 3 1,0
bei eingeschossiger Bebauung oder Bebaubarkeit oder bei fiktiver einge-

schossiger Bebaubarkeit 1,0
bei zweigeschossiger Bebauung oder Bebaubarkeit 1,5
bei dreigeschossiger Bebauung oder Bebaubarkeit 2,0
bei viergeschossiger Bebauung oder Bebaubarkeit 2,5
bei fiinfgeschossiger Bebauung oder Bebaubarkeit 3,0
bei sechsgeschossiger Bebauung oder Bebaubarkeit 3,5
fiir jedes weitere liber das sechste Geschoss hinausgehende Geschoss

eine Erhohung des jeweils vorangegangenen Nutzungsfaktors um 0,5

Der jeweilige Nutzungsfaktor nach Abs. 2 Nr. 1 — 9 erhdht sich um die Hilfte

a) bei Grundstiicken in durch Bebauungsplan festgesetzten Kern-, Gewerbe- und Industriege-
bieten sowie Sondergebieten mit der Nutzungsart: Einkaufszentren und groBflichige Han-
delsbetriebe, Messe, Ausstellung und Kongresse, Hafengebiet

b) bei Grundstiicken in Gebieten, in denen ohne Festsetzung durch Bebauungsplan eine wie
in Buchstabe a) genannte Nutzung vorhanden oder zuldssig ist und

¢) bei Grundstiicken auBBerhalb der unter den Buchstaben a) und b) bezeichneten Gebiete, die
gewerblich, industriell oder in dhnlicher Weise genutzt werden (z. B. Grundstiicke mit Bii-
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ro-, Verwaltungs-, Post-, Bahn-, Krankenhaus- und Schulgebiduden), wenn diese Nutzung
iiberwiegt. Ein Uberwiegen ist anzunehmen, wenn in der Mehrzahl der Geschosse im Sin-
ne des Absatzes 1 eine Nutzung der zuvor bezeichneten Art stattfindet.

4) Bei baulich nicht nutzbaren Grundstiicken oder Grundstiicksteilen, die im AuBlenbereich lie-
gen oder nach § 19 Abs. 1 SdchsKAG abgegrenzt sind (§ 7 Abs. 1 Nr. 2), bemisst sich der
Nutzungsfaktor nach den Vorteilen, die den Grundstiicken oder Grundstiicksteilflachen durch
die Inanspruchnahmeméglichkeit der Verkehrsanlage vermittelt werden.

5) Der Nutzungsfaktor betrdgt in den Féllen des Abs. 4

1. bei Wald- oder wirtschaftlich nutzbaren Wasserflachen 0,0167
2. bei Nutzung als Griinland, Ackerland oder Gartenland 0,0333
3. bei gewerblicher Nutzung (z.B. Lagerplatz, Bodenabbau) 1,0 .

§ 9 Ermittlung des Nutzungsmafles bei Grundstiicken, fiir die ein Bebauungs-
plan die Geschosszahl festsetzt

1) Als Geschosszahl gilt die im Bebauungsplan festgesetzte hochstzuldssige Zahl der Vollge-
schosse. Ist im Einzelfall eine grofBere Geschosszahl genehmigt, so ist diese zugrunde zu le-
gen.

2) Uberschreiten Geschosse nach Absatz 1, die nicht als Wohn- oder Biiroriume genutzt werden,
die Hohe von 3,5 m, so gilt als Geschosszahl die Baumasse des Bauwerkes geteilt durch die
iiberbaute Grundstiicksflache und nochmaliger Teilung des Ergebnisses durch 3,5 , mindes-
tens jedoch die nach Absatz 1 malgebende Geschosszahl; Bruchzahlen werden auf die
nichstfolgende volle Zahl aufgerundet.

3) Sind in einem Bebauungsplan iiber die bauliche Nutzung eines Grundstiickes mehrere Fest-
setzungen (Geschosszahl, Gebdudehohe, Baumassenzahl) enthalten, so ist die Geschosszahl
vor der Gebdaudehohe und diese vor der Baumassenzahl maB3gebend.

§ 10 Ermittlung des Nutzungsmalles bei Grundstiicken, fiir die ein Bebau-
ungsplan die Hohe der baulichen Anlagen festsetzt

1) Bestimmt ein Bebauungsplan das Maf3 der baulichen Nutzung nicht durch eine Geschosszahl
oder Baumassenzahl, sondern durch die Festsetzung der Hohe der baulichen Anlagen, so gilt
als Geschosszahl

a) bei Festsetzung der maximalen Wandhohe, das festgesetzte Hochstmall der Wandhohe ent-
sprechend der Definition des § 6 Abs. 4 Satz 3 SdchsBO geteilt durch 3,5 zuziiglich eines
weiteren Geschosses, wenn gleichzeitig eine Dachneigung von mindestens 30 Grad festge-
setzt ist,

b) bei Festsetzung der maximalen Gebdudehohe, die festgesetzte max. Gebaudehdhe geteilt
durch 3,5. Bruchzahlen werden auf nichstfolgende volle Zahl aufgerundet.



2) Ist im Einzelfall eine grofere als die im Bebauungsplan festgesetzte Hohe der baulichen An-
lage genehmigt, so ist diese geméf Absatz 1 in eine Geschosszahl umzurechnen.

§ 11 Ermittlung des Nutzungsrechtes bei Grundstiicken, fiir die ein Bebau-
ungsplan eine Baumassenzahl festgesetzt

1) Weist ein Bebauungsplan anstatt einer Geschosszahl eine Baumassenzahl aus, so gilt als Ge-
schosszahl die Baumassenzahl geteilt durch 3,5. Bruchzahlen werden auf die nidchstfolgende
volle Zahl aufgerundet.

2) Ist eine groBere als die nach Absatz 1 bei Anwendung der Baumassenzahl zuldssige Baumasse
genehmigt, so ergibt sich die Geschosszahl aus der Teilung dieser Baumasse durch die iiber-
baute Grundstiicksfliche und nochmaliger Teilung des Ergebnisses durch 3,5. Bruchzahlen
werden auf die ndchstfolgende volle Zahl aufgerundet.

§ 12 Stellplatze, Garagen, Gemeinbedarfsflichen

1) Bei Grundstiicken, auf denen nur Stellpldtze oder Garagen hergestellt werden konnen, wird
fiir jedes zuldssige oberirdische und tatsichlich vorhandene unterirdische Parkdeck ein Voll-
geschoss zugrunde gelegt. Bei anderen Grundstiicken werden neben den zuldssigen Vollge-
schossen im Sinne der Verordnung iiber die bauliche Nutzung der Grundstiicke (Baunut-
zungs-verordnung - BauNVO) auch vorhandene Tiefgaragen oder Parkdecks in Untergeschos-
sen als Vollgeschosse angerechnet. Die §§ 9 bis 11 finden keine Anwendung.

2) Auf Gemeinbedarfs- und Griinflichengrundstiicken in beplanten Gebieten, deren Grund-
stiicksflichen aufgrund ihrer Zweckbestimmung nicht oder nur zu einem untergeordneten
Teil mit Gebduden iiberdeckt werden sollen oder iiberdeckt sind (z.B. Friedhofe, Sportplétze,
Freibider, Kleingartengelédnde), wird ein Nutzungsfaktor von 0,5 angewandt. Die §§ 9 bis 11
finden keine Anwendung.

3) Fiir Grundstiicke, die von den Bestimmungen der §§ 9 bis 11 und der Absitze 1 und 2 nicht
erfasst sind (z. B. Lagerpldtze) oder Grundstiicksteile, die nach § 7 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a)
oder b) auBler Betracht bleiben gilt ein Nutzungsfaktor von /,0 , wenn auf ihnen keine Gebiu-
de errichtet werden diirfen.

§ 13 Ermittlung des Nutzungsmafles bei Grundstiicken, fiir die keine Bebau-
ungsplanfestsetzungen im Sinne der §§ 9 bis 12 bestehen

1) In unbeplanten Gebieten und bei Grundstiicken, fiir die ein Bebauungsplan keine den §§ 9 bis
12 entsprechende Festsetzungen enthilt, ist bei bebauten und unbebauten, aber bebaubaren
Grundstiicken die Zahl der auf den Grundstiicken der ndheren Umgebung tiberwiegend vor-
-handenen Geschosse mafigebend. Ist im Einzelfall eine groere Geschosszahl vorhanden, so
ist diese zugrunde zu legen. Im iibrigen gilt § 12 entsprechend.

2) Im AuBenbereich (§ 35 BauGB) ist bei bebauten Grundstiicken oder Grundstiicksteilen (§ 7
Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe d) ) die Zahl der tatsdchlich vorhandenen Geschosse maB3gebend. Bei
unbebauten Grundstiicken, fiir die ein Bauvorhaben genehmigt ist, gilt die Zahl der genehmig-
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ten Geschosse; unbebaute gewerblich genutzte Grundstiicke, Stellplatzgrundstiicke und
Grundstiicke mit nur untergeordneter Bebauung gelten als eingeschossig bebaubar. § 12 fin-
det keine Anwendung. Gemischt genutzte Grundstiicke sind in die einzelnen Bereiche ent-
sprechend § 7 gegeneinander abzugrenzen.

3) Als Geschosse nach den Absdtzen 1 und 2 gelten Vollgeschosse nach § 8 Abs. 1. Bei Grund-
stiicken mit Gebduden ohne ein Vollgeschoss im Sinne dieser Satzung ergibt sich die Ge-
schosszahl aus der Teilung der tatsdchlich vorhandenen Baumasse durch die iiberbaute
Grundstiicksflache und nochmaliger Teilung durch 3,5; Bruchzahlen werden auf die nichst-
folgende volle Zahl aufgerundet.

§ 14 Abschnitte von Verkehrsanlagen

1) Fiir selbstéindig benutzbare Abschnitte von Verkehrsanlagen kann der Aufwand gesondert er-
mittelt und erhoben werden.

2) Erstreckt sich eine stralenbauliche MaBnahme auf mehrere Stralenabschnitte, fiir die sich
nach § 5 unterschiedliche anrechenbare Breiten oder unterschiedliche umlagefdhige Anteile
ergeben, so sind die StraBenabschnitte gesondert abzurechnen.

§ 15 Kostenspaltung
Der Beitrag kann fiir

Fahrbahn

Radweg

Gehweg

Beleuchtung
Oberflachenentwésserung
Parkstreifen und
unselbstidndige Griinstreifen

oA WLD =

gesondert und in beliebiger Reihenfolge erhoben werden. § 14 bleibt unberiihrt.

§ 16 Vorauszahlung und Abléosung
1) Sobald mit der Durchfiihrung einer beitragfahigen Mallnahme begonnen worden und der
Stadt ein nennenswerter Aufwand entstand ist, kann eine Vorauszahlung in einer diesem Auf-
wand entsprechenden Hohe erhoben werden.
2) Der Strallenbaubeitrag kann abgelost werden. Der Ablosebetrag richtet sich nach der voraus-
sichtlichen Hohe des nach MafBgabe dieser Satzung entstehenden Beitrages.

§ 17 Entstehen der sachlichen Beitragspflichten

1) Die sachlichen Beitragspflichten entstehen mit der Fertigstellung der Verkehrsanlage.



2) Im Falle der abschnittsweisen Erhebung des Stralenbaubeitrages nach § 14 oder der Beitrags-
erhebung fiir die Teile einer Verkehrsanlage nach § 15 entstehen die Beitragspflichten mit der
Fertigstellung des Abschnittes oder der Teile der Verkehrsanlage.

3) Fiir Verkehrsanlagen, die nach Inkrafttreten des Sdchsischen Kommunalabgabengesetzes
(01.09.1993) und vor Inkrafttreten dieser Satzung fertiggestellt worden sind, entstehen keine
Beitragspflichten mit dem Inkrafttreten dieser Satzung. Entsprechendes gilt in den Fillen des
Absatzes 2.

§ 18 Beitragsschuldner

1) Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigentiimer
des Grundstiickes ist. Der Erbbauberechtigte oder sonst dinglich zur baulichen Nutzung Be-
rechtigte ist anstelle des Eigentiimers Beitragsschuldner.

2) Mehrere Beitragsschuldner fiir das selbe Grundstiick sind Gesamtschuldner. Bei Wohnungs-
oder Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- oder Teileigentiimer nur entsprechend ih-
rem Miteigentumsanteil Beitragsschuldner; entsprechendes gilt fiir Fille des Vorliegens sons-
tiger baulich-dinglicher Nutzungsrechte.

3) Der Beitrag ruht als 6ffentliche Last auf dem Grundstiick, im Falle des Absatzes 1 Satz 2 auf
dem Erbbaurecht oder sonstigen baulich-dinglichen Nutzungsrecht, im Falle des Absatzes 2
auf dem Wohnungs- oder dem Teileigentum; entsprechendes gilt fiir sonstige baulich-dingli-
che Nutzungsrechte.

§ 19 Information/Anhorung der Beitragspflichtigen

1) Die Stadt Oschatz wird vor Beschluss und Durchfiihrung von AusbaumaBnahmen frithzeitig
informieren und eine Anhoérung bei AnliegerstraBen durchfiihren, um ihrer Informations-
pflicht gemdl § 11 Abs. 2 SdachsGemO gegeniiber den betroffenen Beitragspflichtigen nach-
zukommen.

2) Fiir die Verwaltung wird eine Verfahrensvorschrift fiir die Folge der erforderlichen Detail-
schritte erarbeitet und dem Stadtrat zur Billigung vorgelegt.

3) Aus der Information und Anhdrung ergibt sich kein Anspruch auf Durchfiihrung bzw. Nicht-

durchfithrung der Ausbaumafinahmen sowie auf deren Durchfiihrung zu einem bestimmten
Zeitpunkt.

§ 20 Filligkeit

Der Beitrag und die Vorauszahlung werden einen Monat nach Bekanntgabe des Abgabenbe-
scheides fallig.



§ 21 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer 6ffentlichen Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt
die Satzung iiber die Erhebung von Beitrdgen von Verkehrsanlagen vom 24.01.2000 auBer Kraft.

Oschatz, ............cc......

Andreas Kretschmar
Oberbiirgermeister
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	3) Der Beitrag ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück, im Falle des Absatzes 1 Satz 2 auf dem Erbbaurecht oder sonstigen baulich-dinglichen Nutzungsrecht, im Falle des Absatzes 2 auf dem Wohnungs- oder dem Teileigentum; entsprechendes gilt für sonstige baulich-dingliche Nutzungsrechte.

